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Gesetzentwurf 

der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Ulrich Singer, Christoph Maier, Richard 
Graupner, Andreas Winhart, Johannes Meier, Gerd Mannes, Benjamin Nolte, 
Markus Walbrunn, Jörg Baumann, Stefan Löw, Dieter Arnold, Oskar Atzinger, 
Franz Bergmüller, Martin Böhm, Rene Dierkes, Christin Gmelch, Daniel Halemba, 
Martin Huber, Andreas Jurca, Florian Köhler, Oskar Lipp, Roland Magerl, 
Ferdinand Mang, Harald Meußgeier, Johann Müller, Elena Roon, Franz Schmid, 
Ralf Stadler, Ramona Storm, Markus Striedl, Matthias Vogler und Fraktion (AfD) 

zur Änderung des Bayerischen Versammlungsgesetzes  
hier: Gewalttourismus stoppen 

A) Problem 

In den letzten Jahren hat sich im linksextremen Spektrum eine neue Qualität militanter 
Aktionsformen etabliert, die darauf abzielt, legale öffentliche und nichtöffentliche Ver-
sammlungen sowie Kundgebungen gewaltsam zu verhindern oder zu sprengen. Kern 
dieser Strategie sind systematische Blockade- und Kampfübungen, geplante Umge-
hungstaktiken sowie das gewaltsame Durchbrechen polizeilicher Absperrungen. Die 
Aktionen werden bundesweit koordiniert, im Vorfeld detailliert abgestimmt, organisiert 
und trainiert. Die Staatsregierung verfügt derzeit über keine umfassende Übersicht zur 
genauen Anzahl und zum Umfang solcher Blockade- und Kampfübungen. Lediglich bei-
spielhaft konnten für das Jahr 2025 sechs Übungen im Raum Aschaffenburg und Nürn-
berg benannt werden, mit Mottos wie „Aktionstraining Flinta only“, „Üben von zivilem 
Ungehorsam“ oder „Rheinmetall entwaffnen“. Die Organisation erfolgt zunehmend klan-
destin und ohne öffentliche Dokumentation – Erkenntnisse zu Teilnehmerzahlen liegen 
nicht vor. Ein anschauliches Beispiel für die Radikalisierung ist die sogenannte Ham-
merbande aus dem Antifa-Ost- bzw. Budapest-Komplex. Mitglieder dieser militanten 
Struktur haben politische Gegner mit Hämmern und Pfefferspray angegriffen und 
schwer verletzt. Die Gruppe unterhält Verbindungen nach Nürnberg, Neustadt an der 
Aisch und in die Münchner Szene. Bayern entwickelt sich zunehmend zu einem Rück-
zugs- und Kristallisationspunkt linksextremistischer Strukturen. Die Dringlichkeit der 
Problematik zeigt sich besonders an jüngsten Ereignissen: Im Januar 2025 blockierten 
Tausende Menschen in Riesa den AfD-Parteitag und verzögerten den Beginn der Ver-
anstaltung erheblich. Im November 2025 mobilisierten Linksextremisten bundes- und 
bayernweit anlässlich des Gründungskongresses der neuen AfD-Jugendorganisation 
„Generation Deutschland“ in Gießen. Die Interventionistische Linke führte in Zusam-
menarbeit mit dem „Widersetzen“-Netzwerk des VVN-BdA am 2. November 2025 Blo-
ckadeübungen unter dem Motto „AfD-Jugend stoppen“ durch. In Gießen errichteten De-
monstranten Barrikaden, griffen Polizisten und Veranstaltungsteilnehmer an und blo-
ckierten Zufahrten. Dasselbe Netzwerk plante für den AfD-Bundesparteitag im Juli 2026 
in Erfurt massive Störungen. In Bayern laufen umfangreiche Vorbereitungen für derar-
tige Blockaden. Die Staatsregierung ist bislang untätig geblieben. 

B) Lösung 

Der vorliegende Gesetzentwurf modernisiert das Bayerische Versammlungsgesetz 
(BayVersG) und schließt eine erhebliche Schutzlücke im Versammlungsrecht. Er orien-
tiert sich am Versammlungsgesetz Nordrhein-Westfalens (§ 7 Abs. 2 Nr. 2 VersG NRW, 
seit 7. Januar 2022 in Kraft) und erweitert das Störungsverbot in Art. 8 Abs. 2 BayVersG 
auf Blockade- und Gewaltübungen, Planungen von Blockaden sowie Aufrufe dazu 
(neue Nr. 2). Damit werden Blockade- und Kampfübungen sowie vergleichbare 
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Vorbereitungs- und Förderungshandlungen gegen bevorstehende Versammlungen je-
der Art ausdrücklich verboten und strafbar gemacht. Gleichzeitig wird Art. 20 BayVersG 
als Folgeänderung angepasst, damit alle Tatbestände strafbewehrt sind. Dadurch kann 
die Polizei bereits im Vorfeld gezielter eingreifen. Die Versammlungsfreiheit (Art. 8 des 
Grundgesetzes − GG) wird wirksam geschützt. Es gibt kein Grundrecht auf die Blockade 
anderer Versammlungen. 

C) Alternativen 

Keine 

D) Kosten 

Keine 
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Gesetzentwurf 

zur Änderung des Bayerischen Versammlungsgesetzes  

§ 1 

Das Bayerische Versammlungsgesetz (BayVersG) vom 22. Juli 2008 (GVBl. S. 421, 
BayRS 2180-4-I), das zuletzt durch § 4 des Gesetzes vom 23. Juli 2021 (GVBl. S. 418) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Art. 8 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Es ist insbesondere verboten, 

1. in der Absicht, nicht verbotene öffentliche oder nichtöffentliche Versammlungen 
zu verhindern oder zu sprengen oder sonst ihre Durchführung zu vereiteln, Ge-
walttätigkeiten vorzunehmen oder anzudrohen oder erhebliche Störungen zu 
verursachen, 

2. Handlungen vorzunehmen, die auf die Förderung, Koordinierung oder Planung 
von in Nr. 1 beschriebenen Handlungen gegen bevorstehende Versammlungen 
gerichtet sind, oder 

3. bei einer öffentlichen Versammlung dem Leiter oder den Ordnern in der recht-
mäßigen Erfüllung ihrer Ordnungsaufgaben mit Gewalt oder Drohung mit Ge-
walt Widerstand zu leisten oder sie während der Ausübung ihrer Ordnungsauf-
gaben tätlich anzugreifen.“ 

2. Art. 20 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nr. 1 wird folgende Nr. 2 eingefügt: 

„2. entgegen Art. 8 Abs. 2 Nr. 2 eine dort bezeichnete Handlung vornimmt,“. 

b) Die bisherige Nr. 2 wird Nr. 3 und die Angabe „Nr. 2“ wird durch die Angabe 
„Nr. 3“ ersetzt.  

c) Die bisherigen Nrn. 3 bis 7 werden die Nrn. 4 bis 8. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. November 2026 in Kraft. 

 

 

Begründung: 

A) Allgemeiner Teil 

Der vorliegende Gesetzentwurf modernisiert das seit 2008 in wesentlichen Teilen un-
veränderte Bayerische Versammlungsgesetz und passt es an die veränderten Formen 
koordinierter Blockaden, geplanter Verhinderungen und gewaltsamer Vorbereitungen 
an. Der Bürger hat Anspruch auf verlässlichen Schutz seiner Grundrechte durch den 
Freistaat Bayern. Zugleich wird die Handlungsfähigkeit der Polizei sichergestellt. Die 
neue Regelung erfasst künftig ausdrücklich Handlungen im Vorfeld von Versammlun-
gen – insbesondere Blockade- und Kampfübungen, Probeblockaden, geplante Umge-
hungstaktiken, gewaltsames Durchbrechen polizeilicher Absperrungen sowie systema-
tische Planung von und Aufrufe zu Blockaden. Mit dieser Neuregelung werden Blo-
ckade- und Kampfübungen sowie vergleichbare Vorbereitungs- und Übungshandlun-
gen ausdrücklich dem Störungsverbot unterworfen und damit strafbar gemacht. Sie 
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orientiert sich am bewährten Vorbild des § 7 Abs. 2 Nr. 2 VersG NRW und schafft Klar-
heit und Rechtssicherheit für die Sicherheitsbehörden. 

Die Neuregelung macht insbesondere systematische Blockade- und Kampfübungen 
strafbar. Solche Übungen, die in der Absicht durchgeführt werden, nicht verbotene öf-
fentliche oder nichtöffentliche Versammlungen aller Art zu verhindern oder zu sprengen, 
stellen künftig einen eigenständigen Verstoß gegen Art. 8 Abs. 2 Nr. 2 BayVersG dar 
und sind nach Art. 20 BayVersG strafbar. Damit wird klargestellt, dass nicht nur die 
unmittelbare Störung oder Verhinderung einer Versammlung, sondern bereits deren ge-
zielte Vorbereitung, Planung, Einübung und Förderung im Vorfeld unter Strafe stehen. 
Dies schließt eine erhebliche Schutzlücke im Versammlungsrecht und ermöglicht es 
den Sicherheitsbehörden, bereits bei der Durchführung von Trainingsmaßnahmen und 
koordinierten Vorbereitungen einzuschreiten. 

„Spontane Blockaden“ durch linksextreme Gruppen sind in Wirklichkeit lange im Vorfeld 
geübte und koordinierte Abläufe. Ein Störungsverbot setzt nicht voraus, dass die zu 
verhindernde Versammlung bereits stattfindet – andernfalls wäre gerade die vollstän-
dige Verhinderung vom Verbot ausgenommen, was einen Wertungswiderspruch dar-
stellen würde. Es genügt das Zusammentreffen einer subjektiven Verhinderungsabsicht 
mit objektiven Handlungen, die geeignet sind, die Durchführung künftiger Versammlun-
gen zu behindern. Die Versammlungsfreiheit (Art. 8 GG) wird wirksam geschützt. Der 
freiheitliche Verfassungsstaat schützt den Grundrechtsträger, nicht den Blockierer oder 
Gewalttäter. Es gibt kein Grundrecht auf die Blockade anderer Versammlungen. Mit 
dieser Änderung werden deutschlandweite Mobilisierungen zu Blockaden bereits im 
Vorfeld unterbunden. Bayern setzt ein klares Signal für die Durchsetzung des Demonstrati-
onsrechts und gegen militante „Gewalttouristen“. 

B) Besonderer Teil 

Zu § 1 (Änderung des Bayerischen Versammlungsgesetzes) 

Zu Nr. 1 

Die Neufassung schließt die beschriebene Schutzlücke. Mit der neuen Nr. 2 wird das 
Störungsverbot ausdrücklich auf Handlungen im Vorfeld von Versammlungen erstreckt. 
Die Regelung stellt damit Blockade- und Kampfübungen, Probeblockaden sowie wei-
tere Handlungen, die der Förderung von Störungen bevorstehender Versammlungen 
dienen, ausdrücklich unter Strafe. Erfasst sind künftig Handlungen, die in der Absicht 
vorgenommen werden, nicht verbotene Versammlungen zu verhindern, gewaltsam an-
zugreifen oder ihre Durchführung zu vereiteln oder erheblich zu stören, und die auf die 
Förderung der in Nr. 1 genannten Störungshandlungen gegen bevorstehende Ver-
sammlungen gerichtet sind. Damit werden insbesondere Blockade- und Kampfübun-
gen, Probeblockaden, geplante Umgehungstaktiken von Polizeiketten, gewaltsames 
Durchbrechen polizeilicher Maßnahmen sowie systematische Planungen und Aufrufe 
zu Blockaden erfasst. Nach bisheriger Rechtslage war die Einordnung solcher Vorbe-
reitungshandlungen umstritten (OVG Lüneburg, NdsVBl. 2011, 316 (317); VG Dresden, 
Beschl. v. 1.2.2013 - 6 L 35/13, Rn. 17 (juris); Hettich, Versammlungsrecht in der Praxis, 
2. Aufl. 2018, Rn. 71, S. 77; Brenneisen/Wilksen/Staack/Martins, Versammlungsfrei-
heitsgesetz für das Land Schleswig-Holstein (VersFG SH), 2016, § 7 Rn. 19; Ullrich, 
DVBl 2012, 666 (673); a. A. OVG Münster, NWVBl 2013, 111 (114); Enders, in: Dürig-
Friedl/Enders, Versammlungsrecht, 2016, § 2 Rn. 12; kritisch zur Entscheidung des 
OVG Münster VG Dresden, Beschl. v. 1.2.2013 - 6 L 35/13, Rn. 18 (juris) und 
Schwabe/Knape, DVBl 2013, 116). Die neue Regelung schafft hier Klarheit und Rechts-
sicherheit. 

Zu Nr. 2 

Die Änderung des Art. 20 BayVersG ist eine notwendige Folgeänderung zur Anpassung 
der Strafvorschrift an die Neunummerierung in Art. 8 Abs. 2. Durch die Einfügung der 
neuen Nr. 2 wird die bisherige Nr. 2 (Widerstand gegen Versammlungsleiter/Ordner) 
zur Nr. 3. Art. 20 Abs. 2 wird entsprechend angepasst, sodass nunmehr Verstöße ge-
gen Art. 8 Abs. 2 Nr. 2 (neu) ebenfalls strafbewehrt sind. Damit bleibt der bisherige Tat-
bestand des Widerstands gegen Ordner strafbar, während gleichzeitig die neuen Vor-
feldhandlungen mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe bedroht werden. 
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Zu § 2 (Inkrafttreten) 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold
Abg. Richard Graupner
Abg. Martin Stock
Abg. Jörg Baumann
Abg. Martin Scharf
Abg. Florian Siekmann
Abg. Horst Arnold



Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 a auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Ulrich Singer, Christoph 

Maier u. a. und Fraktion (AfD)

zur Änderung des Bayerischen Versammlungsgesetzes

hier: Gewalttourismus stoppen (Drs. 19/12840)

- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache werden nicht miteinander verbunden. Zur Begründung 

erteile ich dem Abgeordneten Richard Graupner für die AfD-Fraktion das Wort. Bitte 

schön.

(Beifall bei der AfD)

Richard Graupner (AfD): Herr Vizepräsident, meine sehr verehrten Damen und Her-

ren, liebe Kolleginnen und Kollegen! In den letzten Jahren hat sich eine neue Qualität 

militanter Aktionsformen im Bereich des Linksextremismus etabliert. Systematisch wird 

das Blockieren von Zufahrtswegen oder das gewaltsame Durchbrechen polizeilicher 

Absperrungen trainiert, und zwar bereits lange vor dem eigentlichen Ereignis. Der 

G20-Gipfel im Jahr 2017 in Hamburg zeigte der ganzen Welt, zu welchen apokalypti-

schen Bildern von Gewalt und Zerstörung dies führen kann.

Egal ob die Klimafanatiker der Gruppe "Ende Gelände" das Abschneiden fossiler 

Nachschubwege üben, ob die Terroristen der sogenannten Hammerbande den Über-

fall mit Schlagwerkzeugen und Chemikalien auf politisch Andersdenkende trainieren, 

immer handelt es sich bei den angeblich spontanen Aktionen durch linksextreme 

Gruppen in Wirklichkeit um lange im Vorfeld geübte Abläufe.

Solche Übungen und Trainings werden inzwischen bundesweit koordiniert und finden 

leider auch in Bayern statt. In den letzten beiden Jahren haben sich die Auswirkungen 

dieser Strategie vor allem auch in Zusammenhang mit AfD-Veranstaltungen mehrfach 

dramatisch gezeigt, zuletzt in Erfurt rund um unseren Bundesparteitag, wo vor allem 
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das sogenannte "widersetzen"-Bündnis traurige Berühmtheit erlangte. Diesem Bünd-

nis gehören neben Antifa-Gruppen auch Gewerkschaften, Kirchen, diverse NGOs 

sowie die Grüne Jugend und die SPD-Jugend an. Der Trägerverein ist übrigens die 

"Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes – Bund der Antifaschistinnen und Antifa-

schisten" – VVN-BdA. Dabei handelt es sich um ein Häuflein von Betonkommunisten, 

die bis zur Wende von der SED finanziert wurden.

Die Sprecher des Bündnisses "widersetzen" weigerten sich strikt, die brutale Hetzjagd 

auf drei Pressevertreter des alternativen Nachrichtenportals "Apollo News" zu verurtei-

len. Auch im Vorfeld des Parteitags war man mehrfach durch die Befürwortung von 

Gewalt aufgefallen, und zwar unter anderem mit einer Ratgeberbroschüre, die – und 

das muss man sich wirklich auf der Zunge zergehen lassen – auch Tipps für das 

Verhalten nach Sabotageakten und Anschlägen gab. Wer solche Machwerke verant-

wortet, der will kein Fest der Demokratie feiern, sondern der ist ein Fall für Polizei und 

Justiz.

(Beifall bei der AfD)

Man kann keinem normal denkenden Menschen erklären, warum angesichts der 

mehrfachen offenen Ankündigungen von Rechtsbrüchen die Staatsanwaltschaft in 

Thüringen keinen Grund zum präventiven Einschreiten sah. Es ist bekannt, dass die 

Gruppe "widersetzen" zusammen mit der extremistischen Interventionistischen Linken 

Blockadetrainings durchgeführt hat. Über das gesamte Ausmaß solcher Übungen in 

Bayern zeigte sich auch unsere Staatsregierung auf unsere Nachfrage hin erschre-

ckend ahnungslos. Wir von der AfD-Fraktion sagen: Das sind unhaltbare Zustände. 

Mit der Narrenfreiheit für Linksextremisten muss endlich Schluss sein.

(Beifall bei der AfD)

Der Bürger hat Anspruch auf verlässlichen Schutz seiner Grundrechte durch den 

Freistaat Bayern. Machen wir uns nichts vor: Wo es heute nur gegen die AfD oder 

Rüstungsbetriebe geht, kann es morgen jeden treffen, der nicht ins Weltbild dieser 
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Linksextremisten passt. Der CDU und dem BSW wurde seitens des Sprechers der 

Gruppe "widersetzen" schon unverhohlen auf offener Bühne gedroht.

Mit unserem Gesetzentwurf zur Änderung des Bayerischen Versammlungsgesetzes 

wollen wir diesem zutiefst undemokratischen Treiben linksextremer Aktivisten wirksam 

einen Riegel vorschieben. Wir orientieren uns dabei am Versammlungsgesetz von 

Nordrhein-Westfalen, welches bereits im Jahr 2022 angepasst wurde.

Was genau soll geändert werden? – Vor allem erfasst die Neuregelung des Artikels 8 

ausdrücklich Handlungen wie Blockadetrainings im Vorfeld von Versammlungen. Sie 

sollen künftig einen eigenständigen Verstoß darstellen, der mit Freiheitsstrafe bis 

zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bedroht wird. Damit ist klargestellt, dass nicht 

nur die unmittelbare Störungen oder das Verhindern einer Versammlung strafbar ist, 

sondern bereits deren gezielte Vorbereitung, Planung, Einübung und Förderung. Aus 

Nordrhein-Westfalen wissen wir, dass sowohl die Polizei als auch die Versammlungs-

behörden für die dortige Novellierung dankbar sind; denn sie schafft für die Sicher-

heitsbehörden Klarheit und Rechtssicherheit. Zugleich wird die Handlungsfähigkeit der 

Polizei hergestellt.

Die Regelung hat auch einen präventiven Abschreckungseffekt; denn viele dieser Trai-

nings würden wegen dieser Regelung gar nicht erst angesetzt. Gleichzeitig können 

die Versammlungsbehörden bereits bei der Anmeldung von Gegenprotesten unmiss-

verständlich klar machen, dass jegliches Zuwiderhandeln zur sofortigen Auflösung der 

gesamten Mobilisierungsveranstaltung führt.

Liebe Kollegen, unser Gesetzentwurf schließt somit eine erhebliche Schutzlücke im 

Versammlungsrecht. Mit seiner Umsetzung würde Bayern ein klares Zeichen für die 

Durchsetzung des Demonstrationsrechts und gegen militante Gewalttouristen setzen; 

denn es gibt kein Grundrecht auf die Blockade friedlicher Versammlungen anderer, 

auch nicht für die selbsternannten Antifaschisten. – Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)
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Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Ich eröffne nun die Aus-

sprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Die Redezeit der 

Staatsregierung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion. Ich erteile 

zunächst dem Kollegen Martin Stock für die CSU-Fraktion das Wort. – Bitte schön.

Martin Stock (CSU): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, verehrte Gäste 

auf der Besuchertribüne! Die AfD-Fraktion legt uns heute einen Gesetzentwurf zur 

Änderung des Bayerischen Versammlungsgesetzes vor. Um es gleich vorwegzuneh-

men und auf den Punkt zu bringen: Was Sie hier abgeliefert haben, ist juristischer 

Aktionismus, ist handwerklich unsauber und schlicht unzulässig.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU – Zuruf des Abgeordneten Matthias Vogler 

(AfD))

Wir lehnen daher diesen Gesetzentwurf entschlossen ab.

Meine Damen und Herren, das Versammlungsrecht aus Artikel 8 des Grundgesetzes 

ist ein Herzstück unserer freiheitlichen demokratischen Grundordnung. Das Demonst-

rationsrecht schützt friedliche Bürgerinnen und Bürger, ihre Meinung frei zu äußern, 

und zwar ganz egal, wo sie politisch stehen. Der Schutz aller friedlichen Teilnehmen-

den vor Gewalt, Nötigung oder Blockaden hat für uns als CSU-Fraktion und für die 

Bayerische Staatsregierung oberste Priorität.

Ich möchte auch gleich klarstellen: Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und Polizeibe-

amte, gegen Versammlungsteilnehmer oder politische Gegner ist niemals legitimer 

Protest. Wer Gewalt ausübt, wer Gewalt androht oder gezielt Versammlungen angreift, 

muss konsequent verfolgt und bestraft werden, und zwar unabhängig davon, in wel-

chem politischen Lager er steht.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Gerade weil aber der Schutz der Versammlungsfreiheit ein hohes Gut unseres Rechts-

staates ist, müssen Strafvorschriften präzise sein. Sie müssen erforderlich und verfas-
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sungsgemäß sein. Genau daran scheitert Ihr Gesetzentwurf. Lassen Sie uns also 

einmal nüchtern darauf blicken und schauen, was Sie uns hier als angeblich notwendi-

ge Modernisierung verkaufen wollen.

Erstens. Bayern hat keine Schutzlücken. Sie behaupten in der Begründung Ihres 

Gesetzentwurfs, es gäbe bei Vorbereitungshandlungen, Blockaden oder dem Stören 

von Versammlungen eine Schutzlücke. Das ist schlichtweg falsch. Das Bayerische 

Versammlungsgesetz ist eines der modernsten, praxistauglichsten und effektivsten 

Versammlungsgesetze in Deutschland.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Wer Versammlungen verhindert, wer Gewalt anwendet oder androht, wer andere nö-

tigt oder Straftaten begeht, wird nach dem Strafgesetzbuch und nach unseren beste-

henden Vorschriften des Bayerischen Versammlungsgesetzes konsequent und hart 

bestraft.

Unsere Bayerische Polizei braucht keine Symbolparagrafen aus der AfD-Feder; sie 

hat bereits heute alle legalen Handlungsmöglichkeiten und Mittel, um im Vorfeld wie 

auch vor Ort entschlossen einzugreifen.

Zweitens. Ihr Gesetzentwurf schießt juristisch weit über das Ziel hinaus. Wenn Sie 

auf das Versammlungsgesetz aus Nordrhein-Westfalen hinweisen, dann verschweigen 

Sie gleich zwei elementare Unterschiede. Zum einen enthält das nordrhein-westfä-

lische Versammlungsgesetz ausdrücklich eine Schutzklausel für kommunikative Ge-

genproteste. Diese Klarstellung lässt die AfD-Fraktion in ihrem Gesetzentwurf einfach 

weg. Andererseits erweitert sie den Tatbestand sogar noch; denn während Nordrhein-

Westfalen von der "Förderung" spricht, soll in Bayern zusätzlich nach diesem Ge-

setzentwurf bereits die "Koordinierung" und die "Planung" strafbar sein. Sie wollen 

also pauschal Vorbereitungshandlungen, Koordinierung und Planung im Vorfeld unter 

Strafe stellen. Was Sie damit schaffen, ist aber kein Schutz, sondern eine massive 

juristische Unschärfe und Rechtsunsicherheit. Wann beginnt denn nach Ihrer Logik 
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eine unzulässige Planung? Wo verläuft die Grenze zur völlig legalen Organisation 

einer Gegendemonstration oder einer politischen Meinungsäußerung?

Sie schütten mit Ihrem Gesetzentwurf das Kind mit dem Bade aus und gefährden 

durch unbestimmte Rechtsbegriffe die Grundrechte friedlicher Bürgerinnen und Bür-

ger. Das geht nicht mit uns.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Drittens. Bayern ist Sicherheit, und das dank unserer starken Polizei und nicht auf-

grund von Schaufensteranträgen, meine Damen und Herren. Lassen Sie mich eines 

an dieser Stelle unmissverständlich klarstellen: Kein unüberlegter Gesetzentwurf der 

AfD garantiert Schutz und Sicherheit auf Bayerns Straßen, sondern das tagtägliche 

entschlossene Handeln unserer Bayerischen Polizei und unserer Sicherheitsbehör-

den.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Wir brauchen keine rechtsunsicheren, noch dazu schlecht abgeschriebenen Importe 

aus anderen Bundesländern. Bayern hat bereits das beste Polizeiaufgaben- und Ver-

sammlungsrecht Deutschlands, weil bei uns Law and Order mit Rechtsstaatlichkeit 

Hand in Hand gehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wer den Rechtsstaat stärken will, der ver-

traut den Ermittlungsbehörden, der vertraut der Justiz, anstatt Schaufensterpolitik zu 

betreiben. In Bayern gilt null Toleranz gegenüber Extremismus, null Toleranz gegen-

über Gewalt, ganz egal, von welcher Seite sie kommen. Der vorliegende Gesetzent-

wurf ist daher unnötig. Er ist rechtsunsicher und schafft mehr Verwirrung als Klarheit. 

Wir werden ihn daher ablehnen.

(Beifall bei der CSU)
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Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Nächster Redner ist der 

Abgeordnete Jörg Baumann für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Herr Abgeordneter, Sie haben das Wort.

Jörg Baumann (AfD): Sehr geehrtes Präsidium! Herr Stock, ich fasse kurz zusam-

men: Sie halten unser Gesetz für juristischen Aktionismus, für unzulässig und unsau-

ber. – Oder anders gesagt: Ihr Koalitionspartner, die CDU, betreibt juristischen Aktio-

nismus, und was die CDU macht, ist unzulässig und unsauber. Kurzum: Sie haben die 

CDU in Nordrhein-Westfalen als Populisten beschrieben. Herzlichen Glückwunsch!

(Unruhe bei der AfD)

Das Ziel unseres Gesetzes ist klar. Legale öffentliche und nicht öffentliche Versamm-

lungen werden gewaltsam blockiert und verhindert; man will unsere Versammlungen 

sprengen. Systematische Blockade- und Kampfübungen, geplante Umgehungstakti-

ken, das Sammeln von Steinen für spätere Angriffe und das gewaltsame Durchbre-

chen polizeilicher Absperrungen werden bundesweit koordiniert, im Vorfeld detailliert 

abgestimmt, organisiert und trainiert, auch hier bei uns in Bayern. Bayern entwickelt 

sich dabei zunehmend zu einem Rückzugs- und Kristallisationspunkt dieser Struktu-

ren. Damit muss Schluss sein.

(Beifall bei der AfD)

Der Anschlag auf die Infrastruktur in Berlin, der zu einem tagelangen Stromausfall 

führte, ist laut einem aktuellen Artikel in "Die Welt" von einem Verdächtigen verübt 

worden, der auch in Bayern Anschläge geplant hat. Diese Entwicklung zeigt, dass die 

militanten Strukturen nicht nur Versammlungen stören wollen; sie üben systematisch, 

wie man ganze Städte lahmlegt. Das haben auch die Betreiber von "widersetzen" 

klargemacht.
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Bayern darf kein Trainingslager für solche Gewalttouristen sein. Die Staatsregierung 

verfügt bis heute nicht über umfassende Übersichten über Anzahl und Umfang solcher 

Übungen. Lediglich beispielhaft konnten für das Jahr 2025 sechs Übungen im Raum 

Aschaffenburg und Nürnberg benannt werden mit Mottos wie "Aktionstraining FLINTA 

only", "Üben von zivilem Ungehorsam" oder "Rheinmetall Entwaffnen". Erkenntnisse 

zu Teilnehmerzahlen fehlen weitgehend. Man lässt linke Gewalttäter gewähren und 

kann oder will nicht dagegen vorgehen.

Der Verfassungsschutz interessiert sich herzlich wenig. Auch die Enthüllung von 

"Apollo News" zur kämpferisch-aggressiven Haltung von "widersetzen" führte nicht zu 

einer Beobachtung. Auch der Polizei waren angekündigte Straftaten egal. Das ändern 

wir mit unserem Gesetz.

Im November 2025 mobilisierten Linksextremisten bundes- und bayernweit gegen 

den Gründungskongress der AfD-Jugendorganisation "Generation Deutschland" in 

Gießen. Die Interventionistische Linke führte in Zusammenarbeit mit dem "widerset-

zen"-Netzwerk des VVN-BdA Blockadeübungen unter dem Motto "AfD-Jugend stop-

pen" durch. In Gießen errichteten Demonstranten Barrikaden, griffen Polizisten und 

Veranstaltungsteilnehmer an und blockierten Zufahrten. Dasselbe Netzwerk und ver-

gleichbare Strukturen bereiteten massive Störungen für den AfD-Bundesparteitag im 

Juli 2026 in Erfurt vor, inklusive brutaler Angriffe auf Journalisten, die über linke Ge-

walt berichten wollten.

In Bayern liefen und laufen umfangreiche Vorbereitungen für derartige Blockaden. 

Diese Form des organisierten Gewalttourismus hat auch Vorläufer – das hat mein 

Kollege schon ausgeführt – beim G20-Gipfel in Hamburg. Was damals als Ausnah-

meerscheinung galt, ist heute zur trainierten Strategie geworden. Linksextremisten 

dürfen in Bayern Kampf- und Blockadeübungen durchführen. Bayern ist inzwischen in 

Deutschland nicht mehr nur dafür bekannt, BMWs und Audis zu exportieren, sondern 

auch linke Gewalt.
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Unser Gesetzentwurf schließt diese Schutzlücke. Er orientiert sich am bewährten 

Vorbild des § 7 des Versammlungsgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen und 

erweitert das Störungsverbot in Artikel 8 des Bayerischen Versammlungsgesetzes 

ausdrücklich auf Handlungen im Vorfeld. Künftig ist es verboten, Handlungen vorzu-

nehmen, die auf die Förderung, Koordinierung oder Planung von Gewalttätigkeiten, 

Androhungen oder erheblichen Störungen gegen bevorstehende Versammlungen ge-

richtet sind. Blockade- und Kampfübungen, Probeblockaden, geplante Umgehungs-

taktiken und systematische Aufrufe werden damit dem Störungsverbot unterworfen 

und strafbar gemacht. Artikel 20 des Bayerischen Versammlungsgesetzes wird ent-

sprechend angepasst, damit alle Tatbestände strafbewehrt sind. Dass dies notwendig 

ist, habe ich gerade ausgeführt.

Wir geben der Polizei ein Instrument an die Hand, um linksextreme Übergriffe zu 

verhindern und um das Grundgesetz schützen zu können. Versammlungsfreiheit und 

das Recht auf körperliche Unversehrtheit gelten für alle. Wer in der Gesetzgebung 

nichts verändern will, macht sich mitschuldig.

(Beifall bei der AfD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Abgeordneter. – Näch-

ster Redner ist der Kollege Martin Scharf für die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Bitte, 

Sie haben das Wort.

Martin Scharf (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Gewalt gegen Versammlungen ist durch nichts zu rechtfertigen. Darüber 

sind wir uns alle einig. Wer Demonstrationen mit Gewalt verhindert, Polizeibeamte 

angreift oder Teilnehmer einschüchtert, greift unser demokratisches Miteinander an. 

Dagegen muss der Rechtsstaat konsequent vorgehen, und das machen wir auch.

Der vorliegende Gesetzentwurf geht von der Annahme aus, dass das geltende Recht 

hier in Bayern, in der Bundesrepublik nicht ausreicht. Dieser Einschätzung können 
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wir nicht folgen. Bereits heute verfügt Bayern über ein umfassendes rechtliches Instru-

mentarium.

Das Bayerische Versammlungsgesetz verbietet Gewalttätigkeiten und erhebliche Stö-

rungen von Versammlungen. Verstöße sind strafbar. Hinzu kommen noch die einschlä-

gigen Straftatbestände des Strafgesetzbuches, vom Landfriedensbruch über die Nöti-

gung bis hin zur Körperverletzung oder zum Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte. 

Gleichzeitig eröffnet das Polizeiaufgabengesetz den Sicherheitsbehörden weitreichen-

de Möglichkeiten, bereits bei konkreten Gefahren präventiv tätig zu werden. Einen 

Bedarf für die Änderung des Bayerischen Versammlungsgesetzes sehen wir deshalb 

nicht.

Hinzu kommt, dass der Gesetzentwurf seine Notwendigkeit mit der Behauptung be-

gründet, Bayern entwickle sich zunehmend zu einem Rückzugs- und Kristallisations-

punkt linksextremistischer Strukturen. Herr Graupner hat erzählt, was in Thüringen los 

ist, wo etwas anders ist, aber nicht, was in Bayern los ist. Herr Baumann sagt noch: 

Moment mal, der Verfassungsschutz macht seine Augen zu. – Aus meiner Sicht ist es 

eine Frechheit, wenn das hier behauptet wird.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Diese Einschätzung wird, wie schon gesagt, durch die vorgelegte Begründung nicht 

getragen. Es werden überwiegend Ereignisse außerhalb Bayerns angeführt, und es 

wird auf Gruppierungen verwiesen, deren Schwerpunkte gerade nicht in Bayern lie-

gen. Eine belastbare Grundlage für diese weitreichende Behauptung liefern weder der 

Gesetzentwurf noch die Vorträge meiner beiden Vorredner der AfD.

Auch rechtlich überzeugt der Entwurf nicht. Artikel 8 Absatz 2 des Bayerischen Ver-

sammlungsgesetzes enthält bereits heute Regelbeispiele für das allgemeine Störungs-

verbot in Absatz 1. Die vorgeschlagene Ergänzung hätte deshalb im Wesentlichen 

lediglich klarstellenden Charakter. Eine tatsächliche Regelungslücke würde damit ge-

rade nicht geschlossen. Gleichzeitig soll die Strafbarkeit deutlich weiter in das Vorfeld 
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verlagert werden. Das sehen wir kritisch, und – ich habe es schon gesagt – das PAG 

lässt dies auch schon zu.

Das Strafrecht ist das schärfste Mittel, das dem Staat zur Verfügung steht, weshalb 

dessen Anwendung nur dann gerechtfertigt ist, wenn mildere Mittel nicht ausreichen. 

Hinzu kommt noch, dass die vorgeschlagene Regelung deutlich weiter geht als das 

genannte Vorbild in Nordrhein-Westfalen, auf das sich die Antragstellerpartei selbst 

beruft. Während dort subjektive Voraussetzungen vorgesehen sind, wird im vorliegen-

den Gesetzentwurf darauf verzichtet. Gleichzeitig werden die verbotenen Handlungen 

mit Begriffen wie "Förderung", "Koordinierung" oder "Planung" erheblich ausgeweitet. 

Im Strafrecht wie auch im Zivilrecht müssen Tatbestände klar und bestimmt formuliert 

sein. Daran bestehen hier erhebliche Zweifel.

Erlauben Sie mir zum Schluss noch eine Bemerkung: Selbstverständlich schützt der 

Staat jede rechtmäßige Versammlung, unabhängig davon, wer sie veranstaltet. Das 

gilt selbstverständlich auch für Veranstaltungen der Antragstellerpartei. Ebenso selbst-

verständlich gilt aber, dass es in einer freiheitlichen Demokratie keinen Anspruch 

darauf gibt, von Protest oder politischem Widerspruch verschont zu bleiben. Wer sich 

dem politischen Wettbewerb stellt, muss friedliche Gegenmeinungen aushalten. Das 

gehört zu unserer demokratischen Kultur.

Die Grenze verläuft dort, wo aus Protest Gewalt, Einschüchterung oder Straftaten 

werden. Genau an dieser Stelle greift der Rechtsstaat bereits heute konsequent ein. 

Wir brauchen deshalb keine symbolischen Änderungen des Versammlungsgesetzes, 

sondern die konsequente Anwendung der bestehenden Gesetze. Wir werden den 

Gesetzentwurf aus diesen Gründen ablehnen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke, Herr Kollege. – Mir liegt eine Mel-

dung zu einer Zwischenbemerkung vor. Dazu erteile ich Herrn Abgeordneten Jörg 

Baumann von der AfD-Fraktion das Wort.

Protokollauszug
85. Plenum, 21.07.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 11

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5249


Jörg Baumann (AfD): Sehr geehrter Herr Kollege Scharf, Sie haben sich gerade 

ein wenig echauffiert, weil ich gesagt habe, dass der Verfassungsschutz wegschaut. 

Das haben Sie, glaube ich, als Frechheit oder in ähnlicher Weise bezeichnet. Es 

ist allerdings so, dass ich beim Verfassungsschutz nachgefragt habe. Ich habe den 

Präsidenten des Verfassungsschutzes gefragt, und er hat mir geantwortet: Es liegen 

keine Erkenntnisse vor. – Also hat er doch weggeschaut. Deshalb frage ich Sie, ob Sie 

Ihre Behauptung, dass es eine Frechheit ist, was ich hier ausgeführt habe, vielleicht 

zurücknehmen.

(Beifall bei der AfD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Bitte, Herr Kollege Scharf.

Martin Scharf (FREIE WÄHLER): Herr Kollege, wenn Ihnen der Verfassungsschutz 

sagt, es liegen keine Erkenntnisse vor, dann gehe ich davon aus, dass das auch so 

richtig ist, und Sie unterstellen dem Verfassungsschutz, dass er lügt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Kollege. – Nächster Red-

ner ist für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Herr Kollege Florian Siekmann. 

Bitte, Sie haben das Wort.

Florian Siekmann (GRÜNE): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Der Gesetz-

entwurf der AfD-Fraktion fügt sich in die Versuche dieser Partei ein, das Grundrecht 

auf Versammlungsfreiheit und friedliche Versammlungen von Menschen, die von ihrem 

Grundrecht auf Meinungsfreiheit in unserem Land Gebrauch machen, zu delegitimie-

ren.

(Lachen bei der AfD)

– Da lachen Sie! – Erstaunlich ist doch Folgendes: So meinungsstark Sie sich hier 

manchmal geben, so mimosenhaft reagiert die AfD doch immer, wenn darauf der 
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Widerspruch kommt. Das sieht man auch ganz deutlich auf Bundesebene. Da fabu-

liert auf einmal ein Herr Höcke von – Zitat – "Seelenverwundeten", wenn dort Gegen-

protest stattfindet. Als in Deutschland an einem Wochenende im Januar 2024 eine 

Million Menschen gegen Rechtsextremismus auf die Straße gegangen sind, ist Ihrer 

Parteivorsitzenden nichts Besseres eingefallen, als davon zu sprechen, dass diese 

Menschen wohl regierungsgesteuert gewesen sein müssen, und der Parteivorsitzende 

sprach von einem Ablenkungsmanöver.

Als dann die rechtsextreme Nachfolgeorganisation Ihrer AfD-Jugend gegründet wor-

den ist, gab es Gegenprotest und ja, dagegen darf und sollte man wahrscheinlich 

auch demonstrieren. Ihr Bundestagsabgeordneter Uwe Schulz hat im Bundestag von 

– Zitat – "Meinungsterror" gesprochen. Was für eine widerliche Wortschöpfung. Sie 

zeigt aber sehr gut, worum es Ihnen dabei geht: Sie werfen Bürgerinnen und Bürger 

dieses Landes, die im Rahmen von friedlichen Versammlungen von ihrem Grundrecht 

auf freie Meinungsäußerung Gebrauch machen, in einen Topf mit massenmörderi-

schem Terrorismus, weil Ihnen deren Meinung nicht passt, und das ist das Problem.

In diesem Land gibt es Meinungsfreiheit, und dazu gehört auch, dass man selbst als 

AfD Widerspruch aushalten muss, auch wenn dieser in Versammlungen auf die Straße 

getragen wird.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Das zeigt sich auch im Gesetz. Sie behaupten hier, Sie übernähmen nur Regelungen 

aus Nordrhein-Westfalen. Meine Damen und Herren, selbst das Abschreiben schafft 

die AfD nicht; denn Sie übernehmen Teile der Regelungen unvollständig, und – der 

Kollege von der CSU hat es bereits gesagt – Sie unterlassen es, einen wesentlichen 

Schutzkern der Norm zu übernehmen. Zitat: "Nicht auf Behinderung zielende kommu-

nikative Gegenproteste unterfallen nicht dem Störungsverbot."

Auch das stellt NRW an dieser Stelle klar: Der friedliche Gegenprotest wird ausdrück-

lich geschützt, und Sie unterlassen das hier. Das zeigt auch, dass es Ihnen darum 
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geht, den Raum, in dem die Grundrechtsausübung und die freie Meinungsäußerung 

stattfinden, in diesem Land weiter einzuschränken, weil Ihnen der Widerspruch nicht 

passt. Dabei werden wir nicht mitmachen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank, Herr Kollege. – Nächster 

Redner ist für die SPD-Fraktion Herr Kollege Horst Arnold. Bitte schön, Sie haben das 

Wort.

Horst Arnold (SPD): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Der Artikel 8 des 

Grundgesetzes ist eine der zentralen Vorschriften für die Demokratie in unserer Ge-

sellschaft, nämlich die friedliche Möglichkeit, sich unter freiem Himmel zur politischen 

Kundgabe von Meinungen, egal welcher Richtung, zu versammeln. Friedlichkeit ist 

das Gebot. Wenn wir im Zusammenhang feststellen, dass manche Versammlungen 

aus dem Ruder laufen und unfriedlich werden, dann ist dieser Schutzbereich nicht 

mehr eröffnet.

Die Diskussion muss sich deswegen daran konkretisieren, was das Bundesverfas-

sungsgericht in Karlsruhe zum sogenannten Brokdorf-Fall geschrieben hat, dass näm-

lich die Versammlungsfreiheit maximal zu schützen ist, aber sobald es kippt, sind die 

entsprechenden Maßnahmen der Polizei zulässig. Was Sie hier als Gesetz bemühen 

– wir sind ein Parlament – ist im Prinzip handwerklicher Maximalpfusch.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Sie haben in diesem Zusammenhang nicht einmal vollständig von Nordrhein-Westfa-

len abgeschrieben, aber damit zeigen Sie auch, wo Sie hinwollen: Es geht Ihnen 

nicht um die Grundrechte. Es geht Ihnen um Pauschalverurteilungen. Und wen lassen 

Sie damit im Regen stehen? – Die Kolleginnen und Kollegen der Polizei und die 

Versammlungsleiter, die entscheiden müssen, ob ein Steinesuchen oder eine Bilder-

suchfahrt möglicherweise vorsätzlich darauf gerichtet ist, eine Versammlung der AfD 
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oder einen Demonstrationszug zu blockieren. Das ist doch eine Zumutung, die nicht 

zu überbieten ist. Sie tun es nicht für die Menschen und die Sicherheitsbehörden, 

sondern Sie tun es auch in diesem Zusammenhang nur für sich, um zu glänzen und 

um angeblich ein Thema zu besetzen, das in diesem Kontext nicht zu besetzen ist.

Wie die Vorrednerinnen und Vorredner bereits gesagt haben, gibt es in Bayern diesbe-

züglich keine Regelungslücke. Das kann man drehen und wenden, wie man will. Eine 

drohende Gefahr oder eine konkrete Gefahr ist abzuwenden, wenn sich abzeichnet, 

dass eine friedliche Versammlung gestört werden soll. Das entscheidet der Einsatzlei-

ter vor Ort, und zwar nicht aufgrund dieses Gesetzentwurfs.

Gestatten Sie mir noch ein Wort zu Ihrem eigenen Abstimmungsverhalten in Nord-

rhein-Westfalen: Man kann es gar nicht glauben, mit welcher Überzeugung diese 

Norm hier vorgetragen wird. Im Jahr 2022 wurde dieses Gesetz in Düsseldorf, Nord-

rhein-Westfalen, mit einer Mehrheit inklusive der CDU beschlossen. Sie selbst haben 

sich bei diesem für Sie sinnvollen Entwurf jedoch enthalten. In Nordrhein-Westfalen 

enthält sich die AfD bei einer Norm, die sie jetzt hier vorschlägt und engagiert vertritt.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Interessant! Das ist scheinheilig!)

Welche Haltung steckt denn in diesem Zusammenhang dahinter? Haben Sie das auch 

mit Ihren Kollegen besprochen, warum diese sich enthalten haben?

(Widerspruch bei der AfD)

Oder ist in diesem Zusammenhang genau das, was an subjektiven Tatbeständen 

von Ihnen ausgelassen wurde, das Entscheidende, weil die Versammlungsfreiheit in 

Form von Gegenprotesten zu stark geschützt wird? Auf jeden Fall ist das sehr leicht 

durchschaubar. Das ist letztendlich eine Zumutung für die Rechtsordnung.

Wir sollten darauf achten, dass Demonstrationen ordentlich durchgeführt werden. Ich 

habe Vertrauen in die Polizei, ich habe Vertrauen in die kommunalen Verwaltungen. 

Vor allen Dingen habe ich auch Vertrauen in den Verfassungsschutz, weil der Verfas-
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sungsschutz natürlich derartige Strömungen ermittelt. Sie behaupten, Bayern sei ein 

Rückzugsraum, und berichten, dass in Aschaffenburg irgendwelche Truppen umher-

gelaufen sind. Wissen Sie denn, warum und weshalb?Haben Sie die entsprechende 

Motivation ermittelt? – Auch da springen Sie viel zu kurz und können in dem Zusam-

menhang keine rechtsverbindliche Auskunft geben. Sie sind auch nicht in der Lage, 

irgendeinen Gesetzentwurf vorzubringen, der im Ansatz handwerklich zustimmungsfä-

hig wäre.

(Beifall bei der SPD, der CSU, den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank, Herr Kollege. – Weitere 

Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist hiermit geschlossen.

Ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parla-

mentsfragen und Integration als federführendem Ausschuss zu überweisen. Erhebt 

sich da Widerspruch? – Das ist nicht der Fall. Dann ist das so beschlossen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte noch darauf hinweisen, dass unter den 

Tagesordnungspunkten 4 bis 6 wiederum drei Wahlen mit Namenskarte und Stimm-

zettel stattfinden. Ich bitte Sie, Ihre Stimmkartentasche, soweit noch nicht geschehen, 

rechtzeitig aus Ihrem Postfach vor dem Plenarsaal abzuholen.
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